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ddungspolitik. Die 2010 beschlossene 

Erhöhung der Referendariatsplätze 
wurde 2012 wieder weggekürzt, Stu-
diengänge an der Universität (Behin-
dertenpädagogik, Deutsch als Zweit-
sprache, Sport) wurden geschlossen. 
Und da diese Politik nicht nur in 
Bremen, sondern auch in vielen 
anderen Bundesländern vor-
herrschte, kann auch nicht auf aus-
wärtige BewerberInnen gehofft wer-
den. Umgekehrt wandern in Bremen 
ausgebildete Lehrkräfte aufgrund der 
schlechten Beschäftigungs- und 
Arbeitsbedingungen zum Teil nach 
dem Referendariat ab.

Der Personalrat Schulen hat am Ende 
des letzten Schuljahres der Bildungs-
behörde mitgeteilt, dass er aus den 
oben genannten Gründen in Zukunft 
nicht mehr bereit ist, dem Einsatz 
von Bachelor-AbsolventInnen als 
Vertretungslehrkräften zuzustim-
men. Daraufhin hat die Senatorin für 
Bildung dem Personalrat Verhand-
lungen angeboten. Der Personalrat 

ist auf dieses Verhandlungsangebot 
eingegangen und hat den Beschluss 
der Nichtzustimmung bis zum Halb-
jahresanfang am 01. Februar ausge-
setzt.

Folgende Maßnahmen sind aus Sicht 
der GEW unabdingbar:
•  Der 2012 stornierte Beschluss, die 

Referendariatsplätze um 100 zu 
erhöhen, muss zum 01.02.2017 in 
Kraft gesetzt werden. Die hierfür 
notwendigen Ausbildungskapazi-
täten am LIS müssen bereitgestellt 
werden.

•  Der Studiengang Inklusive Pädago-
gik für die Sekundarstufe I muss 
umgehend eingerichtet werden. 
Außerdem ist eine Wiederauf-
nahme der Studiengänge Deutsch 
als Zweitsprache und Sport zu pla-
nen.

•  Der Einsatz von Bachelor-Absol-
ventInnen als Unterrichtsvertre-
tung ist schrittweise wieder abzu-
bauen. Wenn überhaupt, muss ihr 
Einsatz auf eine festgesetzte 
Höchststundenzahl beschränkt 
werden, die unterhalb des eigen-
verantwortlichen Unterrichts von 
Referendar*innen liegt. Den Schu-
len sind Anrechnungsstunden für 
ihre Einarbeitung, Begleitung und 
Unterstützung zur Verfügung zu 
stellen, die jede damit beauftragte 
Lehrkraft entlastet.

L Seit Beginn des letzten Schuljahres 
wurden in der Stadtgemeinde Bre-
men von der Bildungsbehörde immer 
mehr Studierende mit Bachelor-
Abschluss über die Stadtteil-Schule 
als Vertretungskräfte eingestellt. Teil-
weise arbeiten sie mit hohem Stun-
dendeputat und als KlassenlehrerIn-
nen. Dieser Zustand ist in mehrfa-
cher Hinsicht untragbar:
•  Die Studierenden unterbrechen bei 

hoher Stundenbelastung faktisch 
ihr Studium.

•  Oft sind sie für den Einsatz – bei 
allem guten Willen – nicht ausrei-
chend qualifiziert und erfahren.

•  Außerunterrichtliche Arbeiten, zu 
denen sie nicht verpflichtet sind, 
müssen von den anderen KollegIn-
nen mit übernommen werden.

•  Würde sich der Trend fortsetzen, 
hätten wir es mit einer schleichen-
den Dequalifizierung des Lehre-
rInnenberufs zu tun.

Ursache für die behördliche Praxis 
sind Versäumnisse in der Ausbil-

Wahlen: Gewählt werden die Bremi-
schen Delegierten zum Bundes-
gewerkschaftstag der GEW vom  
06.-10. Mai 2017 in Freiburg. Laut 
GEW-Bundessatzung §13 erhält der 
LV Bremen voraussichtlich 13 Man-
date. Davon sind die beiden Landes-
vorstandssprecher als Mitglieder des 
Hauptvorstandes gesetzt. Von den 
restlichen 11 Mandaten muss jeweils 
eines aus dem Bereich der Jungen 
GEW, der Studierenden und der 
Seniorinnen und Senioren besetzt 
werden. Bei den restlichen 9 Manda-
ten müssen laut Bundessatzung die 
vier Organisationsbereiche »Schule«, 
»Jugendhilfe und Sozialarbeit«, 

»Hochschule und Forschung« und 
»Berufliche Bildung und Weiterbil-
dung« vertreten sein.

Satzungsändernde Anträge müssen 
den Mitgliedern des Bremischen 
Gewerkschaftstags laut Satzung vier 
Schulwochen vor der Sitzung vorlie-
gen. Das heißt sie müssen bis zum  
31. August in der Landesgeschäfts-
stelle eingegangen sein.
Weitere Anträge müssen bis zum  
26. September in der Landesge-
schäftsstelle vorliegen.

L Am 26. und 27. Oktober tagt der 
Bremische Gewerkschaftstag der 
GEW jeweils von 9.15 Uhr bis 16.00 
Uhr im Tivolisaal des DGB-Hauses 
Bremen.
Auf der Tagesordnung stehen die 
inhaltliche und organisatorische 
Vorbereitung des Bundesgewerk-
schaftstags im Mai 2017 in Freiburg, 
die Weiterentwicklung des Landes-
verbandes, satzungsändernde 
Anträge, inhaltliche Anträge v.a. zur 
Landes- und Bildungspolitik sowie 
zu den Arbeitsbedingungen sowie 
die Beschlussfassung über den Haus-
haltsabschluss für 2015 und den 
Haushalt 2017.

Stadtverband Bremen:

GEW fordert konkrete 

Maßnahmen gegen 

Lehrkräftemangel

»Bildung. Weiter denken!«
Bremischer Gewerkschaftstag am  

26. und 27. Oktober 2016


